
 
Ortsgemeinde Weiler 
 

  
Sitzung-Nr.: 110/OGR/027/2023 

 

 

 

 

Niederschrift 
zur öffentlichen Sitzung des Ortsgemeinderates Weiler 

 

 
 
Gremium: Ortsgemeinderat 
 
 

 
 
Sitzung am Mittwoch, 08.03.2023   

 
 
Sitzungsort:  
im Gemeindehaus 
 
 

 
 
Sitzungsdauer  
 
von  20:00 Uhr  
 
bis   21:10 Uhr 

 

 

Anwesend sind: 

 

Ortsbürgermeister 
Steffens, Fabian  

Beigeordnete(r) 
Michels, Klaus  

Ratsmitglied 
Bandus, Andreas  
Dimmig, Joachim  
Pinger, Andreas  
Theisen, Christof  
Wagner, Gerd  
Wiener, Patrik  

Schriftführer(in) 
Gäb, Jörg  

 
 
entschuldigt fehlt: 
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1. Beigeordnete(r) 
Laux, Marco  
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Zu Punkt 1 sind anwesend: 
 
Haensch, Christina, Leiterin Forstamt Ahrweiler 
Schmidt-Ebi, Elke, Revierleiterin 
 
Zu Punkt 2 ist anwesend: 
 
Schmutzler, Stefan, Büro Siekmann + Partner GmbH 
 

 
1. Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass form- und fristgerecht 

mit Schreiben vom 24.02.2023 unter schriftlicher Mitteilung der Tagesordnung, 
eingeladen wurde.  

 
 

2. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte in der Heimat- und Bürgerzeitung der 
Verbandsgemeinde Vordereifel "Unsere Vordereifel", Ausgabe-Nr. 9/2023 vom 
02.03.2023. 

 
 

3. Der Vorsitzende stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit des Gremiums nach § 
39 GemO  
 

 gegeben  nicht gegeben. 
 
ist. 
 

4. Änderung zur Reihenfolge der Tagesordnung durch einfachen Mehrheitsbe-
schluss (Mehrheit der anwesenden Ratsmitglieder) werden 

 

 nicht beschlossen    beschlossen. 
 

Vor Eintritt in die Beratung beantragt er  

 den Punkt 3 „Forstwirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2023“ als Punkt 
1 zu behandeln, 

 den Punkt 4 „Bildung Forstzweckverband Vordereifel zum 01.01.2024“ von der 
Tagesordnung zu nehmen, da hier noch erheblicher Informationsbedarf be-
steht, 

 und stattdessen als Punkt 4 zu behandeln: „Auftragsvergabe von Verputzar-
beiten in der Mehrzweckhalle“ 

Der Ortsgemeinderat stimmt dem einstimmig zu, so dass sich folgende neue Tages-
ordnung ergibt: 
 
 

5. Ergänzungen der Tagesordnung (bei Dringlichkeit i.S.v § 34 Abs. 7 i.V.m § 34 
Abs. 3 S. 2 GemO) oder Absetzungen von Beratungsgegenständen (§ 34 Abs. 
7 GemO) werden mit Zweidrittelmehrheit (der anwesenden Ratsmitglieder) 

 

 nicht beschlossen    beschlossen.  
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T A G E S O R D N U N G : 

Öffentliche Sitzung 

 

 1.  Forstwirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2023 
Vorlage: 110/120/2022 

  
 2.  Beratung der Straßenvorentwurfsplanung BG "Auf dem Roth" 

Vorlage: 110/130/2023 
  
 3.  Bebauungsplan "Auf dem Roth" 

1. Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Anregungen 
2. Integration der Straßenvorentwurfsplanung 
3. Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 110/122/2023 

  
 4.  Auftragsvergabe von Verputzarbeiten in der Mehrzweckhalle 
  
 5.  Friedhof Weiler. Lieferung von Ruhebänken. 

Vorlage: 110/124/2023 
  
 6.  Kommunale Klima-Offensive mit KKP und KIPKI 

Vorlage: 110/129/2023 
  
 7.  Aufhebung des Beschlusses das bei künftigen Ausschreibungen keine Formulare 

von einer Nachforderung ausgeschlossen werden 
Vorlage: 110/127/2023 

  
 8.  Haushaltssatzung und Haushaltsplan mit Stellenplan für das Haushaltsjahr 2023 

Vorlage: 110/123/2023 
  
 9.  Mitteilungen 
  
 10.  Einwohnerfragestunde 
  
 
 
Es wird wie folgt beraten und beschlossen: 
 

Öffentliche Sitzung 
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 1 Forstwirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2023 
Vorlage: 110/120/2022 

 
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig den Forstwirtschaftsplan für das Forst-
wirtschaftsjahr 2023 in der vorgelegten Form mit folgendem Ergebnis: 
 
Ertrag 49.980 € 
Aufwand 53.860 € 
Ergebnis: - 3.880 € 
 
Frau Haensch erläutert, das aus einer neuen Bundesförderung in 2023 weitere Ein-
nahmen in Höhe von ca. 16.000 Euro zu erwarten sind. Das Ergebnis des Forst-
haushaltes wird sich daher deutlich besser darstellen. 
Frau Schmidt-Ebi teilt mit, dass die Holzlose hergestellt wurden und nun vergeben 
werden können. 
 
 
 
 
 2 Beratung der Straßenvorentwurfsplanung BG "Auf dem Roth" 

Vorlage: 110/130/2023 

 
 
Der Ortsgemeinderat stimmt einstimmig der Straßenvorentwurfsplanung vom BG 
„Auf dem Roth“ zu. 
 
 
 
 
 3 Bebauungsplan "Auf dem Roth" 

1. Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vor-
gebrachten Anregungen 
2. Integration der Straßenvorentwurfsplanung 
3. Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 110/122/2023 

 
1.  Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorge-

brachten Anregungen 
 
Der Ortsgemeinderat von Weiler hat am 25.05.2022 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Auf dem Roth“ gefasst. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB durch Ausle-
gung erfolgte vom 07.06. bis zum 07.07.2022. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erfolgte durch Email vom 27.05.2022. Gelegenheit zur Stellungnahme gem. § 4 Abs. 
1 BauGB wurde bis zum 07.07.2022 gegeben. 
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Folgende Beteiligte haben mitgeteilt, dass ihrerseits keine Anregungen vorzubringen 
sind: 
 

1. Eifelverein, Trimbs 
2. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Landesarchäologie 
3. PLEdoc GmbH, Essen 
4. Deutsche Flugsicherung, Langen 
5. IHK Koblenz 
6. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Koblenz 
7. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rp e.V. 
8. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung, Koblenz 
9. Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel, Mayen 
10. Bundeswehr 

 
Zu folgenden Stellungnahmen sind Beratungen / Beschlüsse erforderlich: 
 

1. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 
2. Landesjagdverband 
3. Deutscher Wetterdienst, Offenbach 
4. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel 
5. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt 
6. Landesamt für Geologie und Bergbau  
7. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft 
8. Deutsche Telekom 
9. LBM Cochem 
10. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referate untere Landesplanung, Straßen-

verkehr, Brandschutz und Naturschutz, Wasserwirtschaft sowie Dorferneue-
rung 

 
 
 
 
1.  Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln, Stellungnahme 

vom 30.05.2022 

 
 
Würdigung: 
Da es sich vorliegend um ein Verfahren gem. § 13b BauGB handelt, erfolgt keine 
Bilanzierung des Eingriffs und es werden auch keine Ausgleichsflächen und                
-maßnahmen festgesetzt. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
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2. Landesjagdverband, Stellungnahme vom 04.07.2022 
 

 
 
Würdigung: 
Da es sich vorliegend um ein Verfahren gem. § 13b BauGB handelt, erfolgt keine 
Bilanzierung des Eingriffs und es werden auch keine Ausgleichsflächen und                
-maßnahmen festgesetzt. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
3. Deutscher Wetterdienst, Offenbach, Stellungnahme vom 23.06.2022 
 

 
 
Würdigung: 
Um den Aspekten Klima und Lokalklima Rechnung zu tragen wurde der Orientie-
rungswert der GRZ für ein allgemeines Wohngebiet (WA) von 0,4 auf 0,35 reduziert. 
Auch durch die Festlegung einer offenen Bauweise wird das Kleinklima begünstigt. 
Der Bebauungsplan ermöglicht darüber hinaus durch die Festsetzung von Flachdä-
chern und flach geneigten Dächern die Etablierung von Dachbegrünungen und Pho-
tovoltaikanlagen. Hierdurch wird auch die Grundwasserneubildung unterstützt und 
durch Verdunstungseffekte zu einer lokalen Abkühlung beigetragen. 
Der Bebauungsplan enthält im Rahmen der gestalterischen Festsetzungen auch 
Vorgaben zur Abdeckung von Gartenflächen mit Mineralstoffen. So ist die vollständi-
ge Abdeckung nicht gewünscht und nur bis zu einer Fläche von max. 5% der nicht 
bebauten und nicht durch Zugänge, Hofeinfahrten und Stellplätze befestigten Flä-
chen zulässig. 
Die Hinweise werden insoweit zur Kenntnis genommen, eine Beschlussfassung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
4. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel, Stellungnah-

me vom 07.07.2022 
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Würdigung: 
Mit dem betroffenen Landwirt wurde bereits im Vorfeld des Verfahrens Kontakt auf-
genommen. Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes ist nicht von einer exis-
tenziellen Bedrohung auszugehen.  
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
5. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt, Stellungnahme vom 

08.06.2022 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 

 
 
Würdigung: 
Der gewünschte Hinweis bezüglich der Entnahmestellen von Brauchwasser wird wie 
folgt in die Hinweise zu den Textfestsetzungen aufgenommen: 
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Entnahmestellen von Brauchwasseranlagen müssen absolut verwechslungsfrei aus-
gestattet werden und dürfen nicht mit Einrichtungen oder Installationen der Trink-
wasserversorgung verbunden werden 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
6. Landesamt für Geologie und Bergbau, Stellungnahme vom 01.07.2022  
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Würdigung: 
Der Ortsgemeinde ist in diesem Bereich keine Bergbautätigkeit bekannt. In die Hin-
weise zu den Textlichen Festsetzungen wird aber eine Empfehlung dahingehend 
aufgenommen, dass spätestens dann, wenn bei Erdarbeiten Indizien für Bergbau 
erkennbar werden, die Hinzuziehung eines Baugrundberaters bzw. eines Geotechni-
kers für eine objektbezogene Baugrunduntersuchung empfohlen wird. 
Die allgemeinen Hinweise zu Boden und Baugrund werden in den Hinweisen zu den 
textlichen Festsetzungen angepasst. 
Landespflegerische Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich und außer-
halb des Plangebietes somit nicht vorgesehen. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
7. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Stellungnahme vom 06.07.2022 
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Würdigung: 
Starkregenvorsorge 
Die Unterlagen enthalten bereits Aussagen zum Thema Sturzflut und Starkregen.  
Die in der Begründung getroffene Aussage basiert auf der Auswertung der verfügba-
ren Unterlagen sowie einer Ortsbesichtigung. 
Die genannten Kartendarstellungen basieren auf sehr groben Datengrundlagen und 
einem ebenso groben Planungsmaßstab von 1:10.000. Es handelt sich somit auch 
nicht um eine parzellenscharfe Darstellung.  
An der bisherigen Aussage -Aufgrund der vorhandenen Topografie findet sich ent-
lang des westlich gelegenen Wirtschaftsweges eine Trasse, welche geringe Mengen 
abführt und dem Weg zuleitet.  Für das Plangebiet selbst sind keine Sturzfluten bei 
Starkregenereignissen zu befürchten- wird daher unverändert festgehalten. 
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Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
8. Deutsche Telekom, Stellungnahme vom 20.06.2022 
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Würdigung: 
Die Versorgung des gesamten Plangebiets/aller Grundstücke kann über die anzule-
gende Erschließungsstraße grundsätzlich gewährleistet werden. Diese wird als öf-
fentliche Straße ausgewiesen und gewidmet.  
Die Ausweisung von Leitungstrassen für einzelne Anbieter oder Versorger ist daher 
weder notwendig noch zielführend, da zum jetzigen Zeitpunkt weder Nutzer, noch 
deren genaue Anzahl feststehen. 
Dem Wunsch einer Ausweisung von „geeigneten Leitungstrassen/-zonen“ wird daher 
widersprochen.  
 
Das Merkblatt „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ ist im Rahmen der wei-
teren Fachplanungen sowie im Rahmen der baulichen Ausführung zu beachten. 
 
Die Unterlagen enthalten bereits einen entsprechenden Hinweis bezüglich der 
(rechtzeitigen) Information der Ver- und Entsorger vor Baubeginn. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
9. LBM Cochem, Stellungnahme vom 08.07.2022 
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Würdigung: 
Die innerörtliche L 97 befindet sich in einer Mindestentfernung von ca. 170 m zum 
Plangebiet. Durch die bereits vorhandene Bebauung (Gebäude, Einfriedungsmauern 
etc.) wird diese gegenüber dem künftigen Baugebiet zusätzlich abgeschirmt. Es ist 
daher nicht von unzumutbaren Belastungen auszugehen, die die Anlage von Lärm-
schutzmaßnahmen notwendig machen.  
 
Die Erforderlichkeit zur Erstellung eines Lärmgutachtens wird daher nicht gesehen. 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
10. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referate untere Landesplanung, Straßen-

verkehr, Brandschutz und Naturschutz, Wasserwirtschaft sowie Dorferneu-
erung, Stellungnahme vom 04. bzw. 06.07.2022 

Inhalt der Stellungnahme: 
 
a) Referat Landesplanung 
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Würdigung: 
Landesplanung 
Bei dem angrenzenden Bereich nördlich des Plangebietes handelt es sich unstreitig 
um eine Fläche, die den Anforderungen gemäß § 13a BauGB entspricht. Die Orts-
gemeinde Weiler hat hier bereits viele Gespräche mit den Eigentümern geführt, um 
diese Fläche als Wohnbaufläche zu entwickeln. Aufgrund verschiedener Umstände 
ist eine kurzfristige Realisierung nicht umsetzbar, an der Umsetzung wird jedoch 
nach wie vor ernsthaft festgehalten. 
Der vorliegende Geltungsbereich grenzt im Osten und im Westen sowie teilweise im 
Norden an die bereits vorhandene Bebauung an, durch die erklärte Absicht der Orts-
gemeinde zur Ausweisung der nördlichen Fläche wird mittelfristig auch dort ein voll-
ständiges Angrenzen an die bestehende Ortslage von Weiler gegeben sein. 

 
Die genannten Baulücken und Flächenpotentiale befinden sich vollständig in Privat-
eigentum. Eine Verkaufsbereitschaft wurde abgefragt, ist jedoch nicht gegeben. Die-
se Flächen sind dem Markt somit entzogen und stehen für die Deckung des vorhan-
denen Bedarfs bzw. der aktuellen Nachfrage nicht zur Verfügung. Die Begründung 
zum Bebauungsplan wird zu diesem Themenbereich ergänzt und konkretisiert. 
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Die Ortsgemeinde Weiler sieht aufgrund der o. g. Ausführungen die Vorrausetzungen 
zur Anwendung des § 13b BauGB als gegeben an und hält daher an der weiteren 
Planung auf dessen Basis fest.      

  
 

RROP 
Vorbehaltsgebiet Freizeit, Erholung und Tourismus (G95 – G100) 
Gemäß geltendem RROP befindet sich das Plangebiet in der Tat innerhalb eines 
Vorbehaltsgebietes Freizeit, Erholung und Tourismus. Aufgrund der geringen Größe, 
der Lage sowie der Ausweisung als allgemeines Wohngebiet sind die genannten Zie-
le des RROP nicht gefährdet.  
Die vorhandenen Fußwegebeziehungen bleiben vollständig erhalten. Eine Bedeu-
tung für den regionalen oder überregionalen Ausflugsverkehr wird nicht gesehen. 
Ebenso verfügt das Plangebiet über keinen hohen Erlebniswert und auch kein hohes 
Entwicklungspotential. 
Auch ist durch die Ausweisung eines WA nicht von störenden Faktoren wie Lärm 
auszugehen, so dass das Ziel der Sicherung der ruhigen Erholung in Natur und 
Landschaft nicht gefährdet wird. 
Das Plangebiet liegt darüber hinaus nicht in einem verdichteten oder hochverdichte-
ten Raum und kann für den Tourismus auch nicht als verkehrsgünstig angesehen 
werden. 

 
Die in der Begründung getroffene Aussage zum Thema Starkregen basiert auf der 
Auswertung der verfügbaren Unterlagen sowie einer Ortsbesichtigung. 
Die genannten Kartendarstellungen basieren auf sehr groben Datengrundlagen und 
einem ebenso groben Planungsmaßstab von 1:10.000. Es handelt sich somit auch 
nicht um eine parzellenscharfe Darstellung.  
An der bisherigen Aussage -Aufgrund der vorhandenen Topografie findet sich ent-
lang des westlich gelegenen Wirtschaftsweges eine Trasse, welche geringe Mengen 
abführt und dem Weg zuleitet.  Für das Plangebiet selbst sind keine Sturzfluten bei 
Starkregenereignissen zu befürchten- wird daher unverändert festgehalten. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
b) Referat Straßenverkehr 

 
 
Würdigung: 
Eine Änderung der außerörtlichen Beschilderung ist in der Planung nicht vorgese-
hen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, eine Beschlussfassung ist 
entbehrlich 
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c) Brandschutzdienststelle 
 

 
 
Würdigung: 
Die geforderte Löschwassermenge von 800l/min (13,4 l/s) über 2 Stunden kann ge-
mäß Aussage des WVZ bereitgestellt werden. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
d) Referat Naturschutz 
 

 
 
Würdigung: 
Die Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen zur Durchführung eines Verfah-
rens auf Basis des § 13b BauGB obliegt nicht der Unteren Naturschutzbehörde.  
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Bei dem angrenzenden Bereich nördlich des Plangebietes handelt es sich unstreitig 
um eine Fläche, die den Anforderungen gemäß § 13a BauGB entspricht. Die Orts-
gemeinde Weiler hat hier bereits viele Gespräche mit den Eigentümern geführt, um 
diese Fläche als Wohnbaufläche zu entwickeln. Aufgrund verschiedener Umstände 
ist eine kurzfristige Realisierung nicht umsetzbar, an der Umsetzung wird jedoch 
nach wie vor ernsthaft festgehalten. 
Der vorliegende Geltungsbereich grenzt im Osten und im Westen sowie teilweise im 
Norden an die bereits vorhandene Bebauung an, durch die erklärte Absicht der Orts-
gemeinde zur Ausweisung der nördlichen Fläche wird mittelfristig auch dort ein voll-
ständiges Angrenzen an die bestehende Ortslage von Weiler gegeben sein. 
 
Die genannten Baulücken und Flächenpotentiale befinden sich vollständig in Privat-
eigentum. Eine Verkaufsbereitschaft wurde abgefragt, ist jedoch nicht gegeben. Die-
se Flächen sind dem Markt somit entzogen und stehen für die Deckung des vorhan-
denen Bedarfs bzw. der aktuellen Nachfrage nicht zur Verfügung. Die Begründung 
zum Bebauungsplan wird zu diesem Themenbereich ergänzt und konkretisiert. 

 
Die Ortsgemeinde Weiler sieht aufgrund der o. g. Ausführungen die Vorrausetzungen 
zur Anwendung des § 13b BauGB als gegeben an und hält daher an der weiteren 
Planung auf dessen Basis fest. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
d) Referat Wasserwirtschaft 
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Würdigung: 
Bezüglich der Verbringung der anfallenden Schmutz- und Oberflächenwässer wur-
den das Abwasserwerk der Verbandsgemeinde Vordereifel sowie die Struktur- und 
Genehmigungsbehörde Nord beteiligt und das vorgesehene Konzept der getrennten 
Ableitung abgestimmt.  
 

Die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis ist vor der baulichen Umsetzung einzu-
holen. 
Die geforderte Löschwassermenge von 800l/min (13,4 l/s) über 2 Stunden kann ge-
mäß Aussage des WVZ bereitgestellt werden. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
2. Integration der Straßenvorentwurfsplanung 
 
Der Straßenvorentwurfsplan wurde im Vorfeld vorgestellt und vom Rat anerkannt. 
Der Rat beschließt die Integration der Straßenplanung in den Bebauungsplanent-
wurf. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

  



Seite  23 
 

 
3. Auslegungsbeschluss 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, den aktuellen Entwurf mit Würdigung 
der Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung und Einarbeitung der Straßenpla-
nung auf die Dauer von mindestens einem Monat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffent-
lich auszulegen. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB und die Nachbargemeinden sind gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von mindestens einem 
Monat zu geben. 
 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der vorstehenden Verfahren beauftragt. 
 
 
 
 4 Auftragsvergabe von Verputzarbeiten in der Mehrzweckhalle 

 
Nachdem einer Vorgabe der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz folgend die Holzvertä-
felung der Wand abgenommen wurde, ist eine Nutzung der Halle nur nach Verputz 
der Innenwände möglich. 
Am 08.03.2023 hat die Verwaltung bei einem Ortstermin mit der Fa. Knechtges aus 
Luxem ein Aufmaß über die zu verputzenden Flächen erstellt. Des Weiteren sind nö-
tige Maßnahmen zur Herstellung der Wandflächen abgestimmt worden.  
Die Firma Knechtges hat hierzu nunmehr ein Angebot über brutto 12.047,56 Euro 
vorgelegt. 
Das Angebot wurde durch die Verwaltung geprüft und als auskömmlich und ange-
messen bewertet. Im Vergleich zu laufenden Maßnahmen mit ähnlichen Leistungen 
kann ein günstiger Preis festgestellt werden. Im Angebot sind weder eine Baustel-
leneinrichtung noch Anfahrt oder ähnliche Gemeinkosten aufgeführt.  
Beiputz- und Abklebearbeiten werden im Nachweis abgerechnet.  
Auf Grund der Witterung wäre die Fa. Knechtges kurzfristig in der Lage die Arbeiten 
auszuführen. (Beginn 11KW).  
Die Verwaltung empfiehlt die Arbeiten an die Fa. Knechtges aus Luxem zu beauftra-
gen. Eine Ausschreibung würde zum jetzigen Zeitpunkt zu keinem anderen Ergebnis 
führen und die Fertigstellung und Nutzung der Halle weiter verzögern. 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, die Verputzarbeiten gemäß Angebot in 
Höhe von brutto 12.047,56 Euro an die Firma Knechtges, Luxem, zu vergeben. 
 
 
 
 
 5 Friedhof Weiler. Lieferung von Ruhebänken. 

Vorlage: 110/124/2023 

 
Beschlussvorschlag: 
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Der Ortsgemeinderat beschließt, den Auftrag zur Lieferung von 11 Stück Ruhebän-
ken an die Fa. Westeifelwerke zum Angebotspreis von 7.637,66 € einschließlich 
MwSt. zu vergeben. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 7 

Nein 1 

Enthaltung - 

Befangenheit -      

 
 
 
 6 Kommunale Klima-Offensive mit KKP und KIPKI 

Vorlage: 110/129/2023 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Ortsgemeinde tritt dem Kommunalen Klimapakt bei. Damit verpflichtet sie sich, 
ihre Aktivitäten sowohl im Klimaschutz als auch in der Anpassung an die Klimawan-
delfolgen zu verstärken und dabei ambitioniert vorzugehen. Sie benennt dazu fol-
gende Ziele und Maßnahmen und bringt diese in das weitere Verfahren ein: 
1.  

1.1. Ziel/ Maßnahme: Energetische Sanierung der Mehrzweckhalle 

1.2. Begründung: ___________________________________________________ 

______________________________________________________________ 

2.  

2.1. Ziel/ Maßnahme: Energetische Sanierung Gemeindehäuser Weiler und Nie-

derelz 

2.2. Begründung: ___________________________________________________ 

______________________________________________________________ 

3.  

3.1. Ziel/ Maßnahme: Umrüstung Straßenbeleuchtung auf LED 

3.2. Begründung: ___________________________________________________ 

______________________________________________________________ 

4.  

4.1. Ziel/ Maßnahme: Herstellung PV-Anlagen auf gemeindlichen Flächen (Ge-

meindehaus, Mehrzweckhalle, gfls. Kirmesplatz) 

4.2.  

4.3. Begründung: ___________________________________________________ 

______________________________________________________________ 
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Auf dieser Basis wird die Verwaltung beauftragt, 

 die vollständige Beitrittserklärung gemäß diesem Beschluss in der vorgegebenen 

Form zeitnah an das MKUEM abzugeben, 

 zu prüfen, welche der über den KKP zur Verfügung stehenden Beratungsangebo-

te in Anspruch genommen werden sollen und diese zeitnah und proaktiv anzufor-

dern.  

 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 8 

Nein - 

Enthaltung - 

Befangenheit -      

 
 
 
 7 Aufhebung des Beschlusses das bei künftigen Ausschreibungen keine 

Formulare von einer Nachforderung ausgeschlossen werden 
Vorlage: 110/127/2023 

 
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, den in der Sitzung am 19.10.2022 ge-
fassten Beschluss: 
„Bei künftigen Ausschreibungen der Ortsgemeinde Weiler sollen in den Ausschrei-
bungsbedingungen keine Formulare von einer Nachforderung ausgeschlossen wer-
den.“ 
Im Wortlaut zu ändern in: 
“In den Auftragsbekanntmachungen und Vergabebedingungen der Ortsgemeinde 
werden rechtlich zulässige Möglichkeiten, Unterlagen nachzufordern, nicht ausge-
schlossen.“ 
 
 
 
 8 Haushaltssatzung und Haushaltsplan mit Stellenplan für das Haushalts-

jahr 2023 
Vorlage: 110/123/2023 

 
Der Ortsgemeinderat Weiler beschließt einstimmig die Haushaltssatzung und den 
Haushaltsplan mit Stellenplan für das Haushaltsjahr 2023 in der vorliegenden Form. 
Die Haushaltssatzung ist Bestandteil der Niederschrift. 
 
 
 
 
 9 Mitteilungen 
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• Sachstand Mehrzweckhalle 
 
Die Mehrzweckhalle Weiler wurde am 14.07.2022 durch die Bauaufsichtsbehörde 
der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz unter anderem Brandschutztechnisch überprüft. 
Hierbei wurden insgesamt 12 Mängel festgestellt, die eine weitere Nutzung im Rah-
men von Veranstaltungen nicht zuließen. Zwischenzeitlich wurde eine Vielzahl von 
Mängeln brandschutztechnischer Art seitens der Ortsgemeinde abgestellt. Unter an-
derem fand am 25.02.2023 ein Aktionstag des Vereinsringes statt, in der die Empore 
geräumt und die Wandverkleidung der Mehrzweckhalle entfernt wurde. Nach Rück-
sprache mit der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, steht einer Nutzung der Halle für 
Veranstaltungen nun nichts mehr im Wege, so dass die Halle im Rahmen der Kirmes 
genutzt werden kann. Ich möchte mich auch auf diesem Wege, bei allen Vereinen 
des Vereinsringes, bei allen Helferinnen und Helfern, bei den örtlichen Firmen die 
aktiv dazu beigetragen haben die festgestellten Mängel zu beheben, recht herzlich 
bedanken!  
 
• Breitbandausbau Weiler 
 
In der am 01.03.2023 stattgefundenen Bürgermeisterdienstbesprechung wurden die 
Ortsgemeinden über den Sachstand des Breitbandausbaues auf dem Gebiet der VG 
informiert. Vertreter der Westnetz und Westenergie stellten hierbei ihre Pläne zur 
Erschließung der Ortsgemeinden mit Glasfaser vor. Auf dem Gebiet der Ortsgemein-
de Weiler sollen die Tiefbauarbeiten zur Glasfaserverlegung bereits in diesem Jahr 
starten. Ziel ist es Ende 2024 ein funktionierendes Glasfasernetz in Betrieb zu neh-
men. Infoveranstaltungen für die Bürgerschaft sollen im Laufe des Jahres durch die 
Firma Westenergie stattfinden. Eine genaue Terminierung wurde jedoch noch nicht 
vorgenommen. Sollte das ambitionierte Ziel erreicht werden, hat jeder Bürger die 
Möglichkeit Ende 2024 mit Glasfaser versorgt zu werden. Da der Ausbau eigenwirt-
schaftlich stattfindet, entstehen der Ortsgemeinde Weiler keine weiteren Kosten. 
 
 
 
 10 Einwohnerfragestunde 

 
Es werden Fragen zur Bereitstellung von Brennholzlosen beantwortet. 
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________________     __________________ 
Vorsitzende(r) Schriftführer(in) 
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